
Angesichts der Einigung der EU-Mit -
gliedstaaten auf den Vertrag von
Lissabon und die Überarbeitung der
Europäischen Sicherheitsstrategie (ESS)
gewinnt die Debatte um das Macht -

potenzial der EU weiter an Relevanz.
Weitgehende Einigkeit besteht darüber,
dass die EU über bemerkenswerte soft
power-Qualität verfügt, aber im Be -
reich der gemeinsamen Nutzung von
hard power noch deutliche Schwächen
bestehen. Bei genauer Betrachtung
zeigt sich einmal mehr, dass diese
Reformetappe des europäischen Inte -
gra tionsprozesses keine ausreichenden
Ergebnisse bringt, um die EU zu einem
internationalen Akteur mit umfassen-
dem Machtpotenzial zu machen. In -
wieweit Verfahren wie die Verstärkte
Zusammenarbeit oder die Ständige
Strukturierte Zusammenarbeit von
den Mitgliedstaaten genutzt werden,
um auch bei zunehmender innerer
Interessenheterogenität handeln zu
können, bleibt abzuwarten. Die globa-
len Herausforderungen des beginnen-
den 21. Jahrhunderts fordern von der
EU deutlich mehr als institutionelle
und prozedurale Veränderungen und
der Ruf nach einer Reform der Reform
wird lauter werden. Dringlich notwen-
dig ist eine sicherheitspolitische Ziel -
definition mit einem unmissverständ-
lichen Sicherheitskonzept. Das verlangt
von allen Mitgliedstaaten eine inten -
sive Auseinandersetzung mit ihrem
jeweiligen Verständnis von Sicherheit.
Darauf aufbauend kann ein tragfä -
higes gemeinsames Konzept im euro -
päischen Rahmen erstellt werden. Es
geht um das Bekenntnis zur und die
Ausgestaltung von europäischer Macht.
Dies ist für die EU die an sich ent-
scheidende Herausforderung. 

Das Ergebnis der jüngsten
russischen Wahlen

Die Wahlen zur russischen Staatsduma
vom 2. Dezember 2007 sowie die Präsi -
dent schaftswahlen vom 3. März 2008
haben auf den ersten Blick wenig Über-
raschendes gebracht. Wie erwartet ge -
wann die Kremlpartei „Einiges Russ land“
haushoch. Sie konnte ihre schon bisher
komfortable Position in der Duma noch
weiter ausbauen und verfügt nunmehr
mit 315 von 450 Abgeordneten und
64.3% der Stimmen über eine satte
Mehr heit, mit der sie die übrigen Par -
teien mühelos überstimmen kann. Dazu
kommt, dass sich auf Platz 3 und 4
eben falls Gruppierungen behaupten
konnten, die der Kremlpartei nahe -
stehen, nämlich die Liberal-Demo kra ti -
sche Partei und die Partei „Gerechtes
Russ land“, die jeweils 40 bzw. 38 Duma -
sitze errungen haben. Die Machtver hält -
nisse in der Legislative haben sich somit
noch weiter zugunsten des Kremls ver-
festigt. Auch die Präsidentenwahl im
März diesen Jahres erbrachte das allseits
erwartete Ergebnis, dass der von Prä si -
dent Wladimir Putin designierte Nach -
folger für das Amt des Staatspräsidenten
Dimitri Medvedjew mit 70% der abgege-
benen Stimmen als überlegener Sieger
hervorging. Seine beiden wichtigsten
Mit be werber, der Kommunistenchef
Gen nadi Sjuganow und der Chef der
Liberaldemokraten Wladimir Schirinow -
skij blieben mit 17,75% bzw. 9,36% der
abgegebenen Stimmen weit abgeschla-
gen zurück. Der frühere Premierminister
Michail Kasjanow war wegen angeb -
licher Unregelmäßigkeiten bei der Be -

schaf fung der erforderlichen Unter stüt -
zungs stimmen für seine Kandidatur zur
Wahl erst gar nicht zugelassen worden.

Kritik am
Verlauf der Wahlen

Das Warschauer OSZE-Büro für demo-
kratische Institutionen und Menschen -
rechte (ODIHR) hat von der Entsendung
von Wahlbeobachtern sowohl bei der
Dumawahl als auch bei der Präsident -
schaftswahl Abstand genommen, weil
die russischen Behörden laut OSZE der-
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Russland ist ein wichtiger strategischer
Partner der EU. Die EU und Russland
verbindet ein großes Maß an kultu -
rel ler Gemeinsamkeit und an ge -
mein samer Geschichte, auch im Zu -
sammenhang mit den Schattenseiten
europäischer Geschichte.

Russland durchlebt seit dem Zerfall
der Sowjetunion eine historisch bei-
spiellose Transformation, dennoch
sind die noch zu lösenden Probleme
zur Reform des Staates und der Wirt -
schaft gewaltig. Der Reformprozess
wird durch den russischen Ener gie -
reichtum leichter finanzierbar, aber
durch die stagnierende Bevölke rungs-
entwicklung erschwert. Mit China ist
im Osten eine dynamische bevölke-
rungsreiche Weltmacht entstanden
und im Süden ist  Russland mit meist
instabilen, islamischen Staaten kon-
frontiert. Russland ist heute den glei-
chen sicherheits politischen Bedro hun-
gen ausgesetzt wie die EU-Staaten.
Für die Durch führung des gewal ti -
gen Reform werkes braucht Russland
Frieden und auch verlässliche Part -
ner, die bereit sind, die Moderni sie -
rung des Landes zu unterstützen.

Die EU und Russland sind Nachbarn,
die zahlreiche gemeinsame Interes -
sen im Bereich der Sicherheit, Politik
und Wirtschaft verbindet. Ein poli-
tisch stabiles, zunehmend wohlha-
benderes Russland, das selbstbewusst
seinen Beitrag zur Lösung anstehen-
der globaler Probleme leistet, ist ein
wichtiger strategischer Partner. Russ -
land hat die Rohstoff- und Energie -
ressourcen die die EU braucht, die EU
hat andererseits das know how und
die Technologie, die Russland für
seine Modernisierung benötigt. In
diesem Sinn sind die Union und
Russland natürliche Partner, deren
enge Zusammenarbeit in beider Inter-
esse ist.

Das Mandat für die Aushandlung
eines neuen EU-Partnerschafts ver  -
trages mit Russland  wurde über 1 1/2

Jahre zuerst durch Polen, dann durch
Litauen wegen bestehender bilatera-
ler Probleme blockiert und erst dieser
Tage beschlossen. Die Art und Weise
wie im Rahmen der EU eine Frage
von strategischer Bedeutung für Eu -
ro pa behandelt wurde, demonstriert,
wie schwierig es in der erweiterten
Union geworden ist, gemeinsame
Politiken zu beschließen. Die Position
der Union bei den kommenden Ver -
handlungen wurde dadurch sicher-
lich auch nicht gestärkt.

EU – Russland:
Strategische Partner art restriktive Bedingungen für die Zu -

lassung von OSZE Beobachterteams
gestellt hatten, dass ein effektives Wahl -
monitoring unmöglich gewesen wäre.
Im Gefolge der Dumawahlen bezeich-
neten die OSZE und der Europarat die
Wahl als nicht den europäischen Stan -
dards entsprechend. Auch der Verlauf
der Präsidentenwahl wurde von Wahl -
beobachtern aus dem Westen kritisiert.
So stellte der Leiter der Beobachter dele -
gation des Europarates unmittelbar nach
den Präsidentschaftswahlen an verschie-
denen Orten Unregelmäßigkeiten fest.
Der Europarat ging aber nicht soweit,
das Wahlergebnis als grob gefälscht zu
bezeichnen. Von Seiten der deutschen
Bundesregierung kam ebenfalls Kritik.
Es wurde bedauert, dass im russischen
Wahlkampf demokratische und rechts-
staatliche Grundsätze nicht durchge-
hend eingehalten worden seien.

Auch wenn die internationale Kritik an
der Duma- und der Präsidentschafts -
wahl ihre Berechtigung hat und es naiv
wäre zu behaupten, die Vorbereitung
und Durchführung der beiden Wahl -
gänge wäre lupenrein demokratisch
gewesen, kann das Geschehene nicht
mehr rückgängig gemacht. Die Wahlen
sind nun einmal geschlagen und bei
aller Problematik, die mit ihnen verbun-
den waren, hat sich jede aktuelle Ana -
lyse der russischen Politik an den Fak -
ten zu orientieren, welche die jüngsten
Wahlresultate geschaffen haben. 

Noch eine Fußnote 
zu den jüngsten Wahlen

Es ist anzumerken, dass die russische
Demokratie durch die Wahlen zumin-
dest in formaler Hinsicht noch nicht auf
ein „weißrussisches Niveau“ gesunken
ist. Präsident Putin hat immerhin seine
Zusage eingehalten, dass die russische
Verfassung, die maximal zwei Amts  -
perio den des Präsidenten ohne Unter -
bre chung vorsieht, nicht zwecks Verlän -
gerung seiner Präsidentschaft geändert
wird. Viele seiner Anhänger und Profi -
teure seines Regimes hätten sich im
eige nen Interesse eine solche Verfas -
sungs manipulation gewiss gewünscht.
Versucht man nochmals die Gründe für
das Ergebnis der jüngsten russischen
Wahlen zu beleuchten, so ergibt sich ein
differenzierteres Bild, als dieses gemein-
hin von den „Russland-Bashers“ ge -

Fortsetzung von Seite 1 zeich net wird. Zugegeben, die Wahlen
wurden weitgehend vom Kreml orche-
striert und bei der Vorbereitung und
Durchführung mit den Mitteln des all-
mächtigen Staatsapparates manipuliert.
Zugegeben, die vom Kreml einge -
schränk te Medienfreiheit, insbesondere
bei den elektronischen Medien, gab der
Opposition keine faire Chance während
der Wahlkampagne. All dies ist zutref-
fend und stellt den Machthabern in
Mos kau kein demokratisches Reife -
zeugnis aus. Ungeachtet dieser Defizite
muss aber doch festgestellt werden,
dass weder die Oppositionsparteien bei
der Dumawahl noch die Gegenkandi -
daten von Medvedjew bei den Präsi -
dentschaftswahlen den Wählern wirk-
lich attraktive Alternativen boten. Nicht
zuletzt durch die zersplitterte, unterein-
ander zerstrittene und daher schwache
Opposition hatte der Machthaber im
Kreml relativ leichtes Spiel, den demo-
kratischen Prozess in seinem Sinne zu
steuern. 

Bleibt alles beim Alten?

Die Beobachter russischer Politik sind
nunmehr mit einer grundsätzlich neuen
Situation in Russland konfrontiert. Es
könnte sich durchaus heraus stellen,
dass der oberflächliche Befund, demzu-
folge das Erwartete eingetroffen ist und
sich in der russischen Politik in der
nächsten Zeit nichts Wesentliches
ändern wird, gründlich revidiert werden
muss. Es darf die These gewagt werden,
dass mit der neugewählten Duma und
dem Wechsel im Präsidentenamt tief-
greifendere Veränderungen eingetreten
sind, als gemeinhin angenommen wird.

Die Machtbalance 
zwischen Präsident 
und Ministerpräsident 

Die Wahl von Medvedjew zum Staats -
präsidenten und der Wechsel von Präsi -
dent Putin in das Amt des Minister -
präsidenten führen zu einer völlig
neuen Konstellation an der Spitze des
russischen Staatsapparates. Nach der
geltenden russischen Verfassung verfügt
der Präsident der russischen Föderation
über die wichtigsten Machtbefugnisse.
Er ist unbestritten der oberste Chef der
exekutiven Gewalt, der Premierminister
und die Regierung sind ihm unterge -
ordnet. Er kann sie jederzeit entlassen. 
Es verdient in diesem Zusammenhang 

Dr. Erich Hochleitner
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sentlich zu beeinflussen. Dem kann der
neue Mann in Kreml derzeit noch nichts
Gleichartiges entgegensetzen. Der Le -
bens lauf Medvedjews und seine ersten
programmatischen Ansagen, legen die
Vermutung nahe, dass hier ein Mann
ans Werk geht, der aus einem anderen 

– man ist verleitet zu sagen „liberaleren
Holz“ – geschnitzt ist als der in den
Geheimdiensten hochgekommene Pu tin.
Langfristige Russlandbeobachter werden
sich aber davor hüten, sich allzu sehr
auf solche Einschätzungen zu verlassen.
Die harten Realitäten der russischen
Politik lassen wenig Raum für Gefühle.

Eines lässt sich sicher feststellen: Das
bisherige Machtmonopol des Kreml ist
im Begriffe, von einem „Duopol“, zwi-
schen Kreml und Weißem Haus aufge-
teilt zu werden. Noch ist Harmonie
 zwischen den beiden Machtzentren
angesagt. Ob dies auf Dauer so bleiben
wird, ist mehr als fragwürdig. Es liegt in
der Natur der Dinge, dass die gegen-
wärtigen „beati possidentes“, die ihre

vom designierten Chef der Einheits par -
tei und Ministerpräsidenten Putin beein-
flusst werden. Wenn der neue Kreml -
herr diese Entwicklung in einem Inter -
view als „logisch und zeitgemäß“ be -
zeichnet hat, kann man sich fragen, ob
darin nicht gewissermaßen das Einge -

ständnis der Ohnmacht zum Ausdruck
kommt, den Machtzuwachs des neuen
Ministerpräsidenten verhindern zu kön-
nen. Ein weiterer Hinweis für eine Ver -
schiebung der Gewichte in die Waag -
schale des Ministerpräsidenten liefert
die von Putin betriebene Ausweitung
der Befugnisse des Regierungschefs bei
der Bestellung der Gouverneure und
der Provinzregierungen. Schließlich darf
nicht vergessen werden, dass der schei-
dende Präsident nach wie vor über sein
hervorragendes Netzwerk von Schlüs sel-
personen verfügt, die er an die Schalt -
stellen der Politik, der Wirtschaft oder
der Sicherheitsdienste gesetzt hat. Das
Beziehungsgeflecht des „Systems Putin“
und die damit verbundenen Interessen
und Loyalitäten ermöglichen es dem Ex-
Präsidenten nach wie vor, die reale
Macht ausübung in Russland ganz we -

Erwähnung, dass die russische Verfas -
sung von 1993 hinsichtlich der starken
Stellung des Staatspräsidenten der fran-
zösischen Verfassung nachgebildet
wurde. Präsident Putin hat die umfas -
sen den Vollmachten des Präsidenten
voll ausgeschöpft und nie den gering-
sten Zweifel aufkommen lassen, wer
unter seiner Präsidentschaft das Heft in
der Hand hatte. Die Konzentration der
Staatsmacht in der Person des Präsi den -
ten („Vertikale der Macht“) entsprach
nicht nur Putins autoritärem Führungs -
stil, sondern stand durchaus im Ein -
klang mit der russischen Verfassung.
Nun wäre bei einem Wechsel des Präsi -
denten davon auszugehen, dass der
neue Träger des höchsten Staatsamtes
auto matisch alle ihm als Präsident der
Russischen Föderation zustehenden
Machtbefugnisse übernimmt und diese
in alle Richtungen behauptet. Das Span -
nende an der jüngsten Hofübergabe im
Kreml besteht jedoch gerade darin, dass
heute niemand imstande ist vorauszu -
sagen, wie sich in Ansehung der invol-
vierten Personen die Machtbalance zwi-
schen dem Staatspräsidenten und dem
Ministerpräsident letztlich einpendeln
wird. Es steht fest, dass der frühere
Präsi dent durch die Übernahme des
Amtes der Ministerpräsidenten nicht ge -
willt ist, in der politischen Versen kung
zu verschwinden. Er hat für jeden ein-
sichtig bekundet, dass er weiterhin an
den Schalthebeln der Macht zu sitzen
gedenkt. Es ist auch nicht anzunehmen,
dass sich ein Ministerpräsident Putin
bloß als ergebener Diener seines frühe-
ren „Büroleiters“ Medvedjew sieht, den
er als Präsidentschaftskandidaten erfun-
den und mit Hilfe der Volkswahl als sei-
nen Nachfolger in die Position des
Staatspräsidenten gehievt hat. Vielmehr
ist davon auszugehen, dass der neue
Bewohner des „Weißen Hauses“, wie
der Amtssitz des russischen Regierungs -
chefs genannt wird, die Machtgewichte
zu seinen Gunsten verschieben wird.
Solche Machtverschiebungen lassen sich
in einem hohen Ausmaß auch ohne
Änderung der russischen Verfassung
bewerkstelligen. Als Indiz in diese
Richtung kann die bereits ausgemachte
Übernahme des Vorsitzes der Kreml -
partei „Einiges Russland“ durch Putin
gedeutet werden. Mit diesem Partei -
vorsitz schafft sich der Ex-Präsident eine
eigenständige, vom Kreml unabhängige
Hausmacht. Die Maschine der Gesetz -
gebung kann in Zukunft nicht mehr
problemlos vom Kreml gesteuert wer-
den, sondern wird wohl maßgeblich
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Besitz stände an politischer und wirt-
schaftlicher Macht im System Putin
erworben haben, bestrebt sein werden,
diese mit allen Mitteln zu behaupten
und auszuweiten. Es muss daher damit
gerechnet werden, dass es zwischen
den beiden neuen Machtpolen Kreml
und Weißes Haus zu Rivalitäten und
Verteilungskämpfen kommen wird, die
üblicherweise in Russland nicht mit
Samthandschuhen ausgetragen werden.
Eine ruhige und stabile Entwicklung der
russischen Politik lässt sich folglich
angesichts des derzeit noch labilen
Schwebezustands zwischen den beiden
Machtzentren nicht voraussagen.

Wie wird sich die 
russische Außenpolitik
entwickeln?

Russland ist es unter Präsident Putin in
den vergangenen acht Jahren gelungen,
seine internationale Position zu festigen.
Hatte man am Ende der Jelzin-Admini s -
tration Russland als wichtigen Akteur
auf der Weltbühne bereits weitgehend
abgeschrieben, so gelang es Präsident
Putin, viel an verlorenem Terrain zu -
rück zugewinnen. Russland wird heute
als Großmacht wieder ernst genommen.
Dazu hat entscheidend die Entwicklung
der Öl- und Erdgaspreise beigetragen,
die es Russland ermöglicht hat, seine
Staatsfinanzen mithilfe der üppig spru-
delnden Einnahmen aus den Öl- und
Gasexporten zu sanieren. Russland ver-
wandelte sich binnen weniger Jahre von
einem Schuldnerland, das wirtschaftlich
in hohem Maße von den internationalen
Finanzinstitutionen und vom Gläubiger -

konsortium westlicher Staaten abhängig
war, in ein reiches Land mit übervollen
Staatskassen. Der günstige Konjun ktur -
zyklus ermöglichte einen beeindrucken-
den Zuwachs des russischen Brutto in -
lands produktes mit jährlichen Wachs -
tumsraten von bis zu 7%, wovon west -
liche Staaten zurzeit weit entfernt sind.
Vor diesem Hintergrund hat die russi-
sche Außen- und Außenwirtschafts -
politik einen sehr selbstbewussten Kurs
(assertive foreign policy) eingeschlagen.
Vom Kosovo über Russlands Haltung
zum nahen Ausland bis hin zur Nutzung
der Energierohstoffe als politisches
Instrument – die Beispiele ließen sich
fortsetzen – um zu demonstrieren, wie
sehr Russland heute wieder als Groß -
macht auftritt und dies auch zunehmend
von seinen internationalen Partnern
berücksichtigt wird. Die Entscheidung
etwa beim jüngsten NATO-Gipfel in
Bukarest, den beiden Aspiranten für
eine Mitgliedschaft in der westlichen
Verteidigungsallianz, Georgien und
Ukra i ne, noch kein Beitrittsprogramm
zu ge währen, spricht Bände. Mit dieser

Ent scheidung wurde vornehmlich auf
Drän gen Deutschlands und Frankreichs
deutlich auf die Sensibilitäten Russlands
Rück sicht genommen, was bei einer
 geschwächten Position der russischen
Fö de ration sicher nicht der Fall gewesen
wäre.

Der Autor dieser Zeilen vertritt die
Ansicht, dass sich an der selbstbewus-
sten russischen Außenpolitik unter
einem Präsidenten Medvedjew wenig
ändern wird. Trotz aller unfreundlicher
Gesten und echter Meinungsdifferenzen
in einer Vielzahl von Sachfragen dürfte
es der politischen Elite in Moskau
jedoch klar sein, dass es zu einer ko -
operativen und partnerschaftlichen
Beziehung zum „Westen“, d.h. vor allem
zur EU und zu den USA, keine echte
Alternative gibt. Russland benötigt für
die Fortsetzung seiner Energiepolitik die
westlichen Absatzmärkte mindestens im
selben Ausmaß, wie diese auf die si -
chere Lieferung von Öl- und Gas aus
Russland angewiesen sind. Auch kann
Russland die Lösung der enormen Prob -
leme globalen Ausmaßes (Umwelt, in ter -
nationaler Terrorismus, Energie sicher -
heit) nur mit dem Westen als privilegier-
tem Partner angehen. 

Russland wird diese Herausforderungen
weder in einer Sonderbeziehung mit
China, Indien oder Japan und schon gar
nicht auf sich allein gestellt bewältigen
können. Diese Einsicht lässt hoffen,
dass bei den wichtigsten Themen auf
der internationalen Agenda ein Inter es -
sen ausgleich mit den westlichen Part -
nern möglich und von russischer Seite
auch gewünscht ist.
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